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Der Versicherer, der den Leistungsausschluß des § 10 (5)
AUB 61 geltend machen will, muß beweisen, daß es bei dem 
Versicherten, der unfallbedingt an psychischen oder nervö­
sen Störungen leidet, durch das Unfallgeschehen nicht zu 
einer organischen Erkrankung des Nervensystems gekommen 
ist.
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- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

gegen
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- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Prof. Dr, und



Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Schmitz, den Richter 
Dr. Zopfs, die Richterin Dr. Ritter und die Richter Terno 
und Seiffert auf die mündliche Verhandlung vom 27. Septem­
ber 1995

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des 3. Zivilsenates des Hanseatischen Oberlan­
desgerichts in Bremen vom 9. August 1994 aufge­
hoben .

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Revi­
sion, an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen 

Tatbestand:

Die Parteien streiten darum, ob der Kläger von der Be 
klagten eine Invaliditätsentschädigung beanspruchen kann, 
von der er einen Teilbetrag in Höhe von 100.000 DM im Kla­
gewege geltend macht. Zwischen den Parteien besteht seit 
1983 ein Unfallversicherungsvertrag mit einer Versiche­
rungssumme von 500.000 DM für den Fall vollständiger un­
fallbedingter Invalidität. Dem Vertrag liegen die Allgemei 
nen Unfallversicherungsbedingungen (AUB) in der bei Ver­
tragsabschluß gültigen Fassung von 1961 zugrunde.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

Am 14. April 1986 fiel dem Kläger eine schwere Holz­
platte auf den Kopf. Er trug eine Gehirnerschütterung davon 
und leidet seitdem unter ständigen Kopfschmerzen. Seit dem 
Unfall ist er ohne Aussicht auf Besserung arbeitsunfähig.
Es entwickelten sich psychische Störungen mit zunehmender 
Tendenz, die nach seiner Ansicht durch den Unfall verur­
sacht worden sind.

Die Beklagte verweigert die begehrte Entschädigung und 
beruft sich darauf, daß die psychischen Störungen des Klä­
gers nicht auf einer durch den Unfall verursachten organi­
schen Erkrankung seines Nervensystems beruhten, so daß sie 
gemäß § 10 (5) AUB 61 nicht leistungspflichtig sei.

Das Landgericht hat der Klage nach Beweisaufnahme mit 
Ausnahme eines Teils des geltend gemachten Zinsanspruches 
stattgegeben. Auf die Berufung der Beklagten ist die Klage 
abgewiesen worden. Mit seiner Revision erstrebt der Kläger 
die Wiederherstellung des landgerichtlichen Urteils.

Entscheidunqsgründe:

Das Rechtsmittel führt zur Aufhebung des Berufungsur­
teils und zur Zurückverweisung der Sache an das Berufungs­
gericht.

1. a) Zutreffend sind die Vorinstanzen davon ausgegan­
gen, daß der Kläger am 14. April 1986, in versicherter 
Zeit, einen Unfall im Sinne der AUB 61 erlitten hat, womit 
der Versicherungsfall eintrat. Denn gemäß § 2 (1) AUB 61
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liegt ein Unfall vor, wenn der Versicherte durch ein plötz­
lich von außen auf seinen Körper wirkendes Ereignis, hier 
das Herabfallen der schweren Holzplatte, unfreiwillig eine 
Gesundheitsbeschädigung, hier eine Gehirnerschütterung, er­
leidet. Dieser Sachverhalt ist unstreitig und bedurfte des­
halb keines Beweises.

b) Gemäß § 1 AUB 61 hat die Beklagte dem Kläger - ent­
sprechend den versicherten Leistungen, zu denen hier un­
streitig auch Invaliditätsentschädigung gehört - Versiche­
rungsschutz gegen die Folgen der ihm während der Vertrags­
dauer zustoßenden Unfälle versprochen. Allerdings besteht 
Versicherungsschutz gemäß § 2 (3) b mit Satz 2 AUB 61 für 
Erkrankungen infolge psychischer Einwirkung nur, wenn es 
sich bei ihnen um Folgen eines unter die Versicherung fal­
lenden Unfallereignisses handelt (s. Senatsurteil vom
19. April 197.2 - IV ZR 50/71 - VersR 1972, 582 unter II). 
Mit dieser Klausel haben die Unfallversicherer aber nur ei­
ne Klarstellung ihres Leistungsversprechens gemäß §§ 1 und 
2 (1) AUB vorgenommen, denn bei einer psychischen Einwir­
kung, die Primärursache einer Erkrankung und damit einer 
Gesundheitsbeschädigung des Versicherten ist, fehlt es an 
einem von außen auf den Körper des Versicherten einwirken­
den Ereignis und damit an einer der in § 2 (1) AUB 61 auf- 
gestellten Unfallvoraussetzungen, so daß es zu einem Versi­
cherungsfall nicht kommen kann (vgl. dazu auch Wagner in 
Bruck/Möller/Wagner, VVG 8. Aufl. Bd. VI, 1, G 255 und Se­
natsurteil vom 19. April 1972 aaO).

c) Die Invaliditätsentschädigung ist jedoch nicht be­
reits für eine Erkrankung des Versicherten zugesagt, die
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infolge psychischer Einwirkung entstanden ist, sofern letz­
tere Folge eines unter die Versicherung fallenden Unfaller­
eignisses war. Eine Invaliditätsentschädigung hat die Be­
klagte vielmehr gemäß § 8 II (1) AUB 61 nur im Falle einer 
dauernden Beeinträchtigung der Arbeitsfähigkeit als Unfall­
folge zugesagt. Unfallbedingte Invalidität ist demnach An­
spruchsvoraussetzung. Sie muß von dem Kläger als Versiche­
rungsnehmer bewiesen werden, allerdings mit den Erleichte­
rungen, die § 287 Abs. 1 ZPO einräumt (s. dazu Senatsurteil 
vom 23. September 1992 - IV ZR 157/91 - VersR 1992, 1503).

d) Ob das Berufungsgericht diesen Beweis als geführt 
angesehen hat, kann seinen Ausführungen nicht mit ausrei­
chender Sicherheit entnommen werden. Es war von seinem 
Rechtsstandpunkt aus auch nicht gehalten, diese Feststel­
lung zu treffen, weil es davon ausging, daß § 10 (5) AUB 61 
eingreife. Diese Klausel lautet:

Für die Folgen psychischer und nervöser Störun­
gen, die im Anschluß an einen Unfall eintreten, 
wird eine Entschädigung nur gewährt, wenn und 
soweit diese Störungen auf eine durch den Un­
fall verursachte organische Erkrankung des Ner­
vensystems oder eine durch den Unfall neu ent­
standene Epilepsie zurückzuführen sind.

2. Dem Berufungsgericht sind jedoch bei seiner Ent­
scheidung Rechtsfehler unterlaufen.

Es hat ausgeführt, der Eintritt des Versicherungsfal­
les löse vorliegend nicht zwangsläufig die Pflicht der Be­
klagten aus, dem Kläger eine Invaliditätsentschädigung zu 
zahlen. Da die Invalidität des Klägers auf psychischen Stö-
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rungen beruhe, die im Anschluß an einen Unfall aufgetreten 
seien, hänge die Verpflichtung der Beklagten entgegen der 
Ansicht des Landgerichts davon ab, ob diese psychischen 
Störungen im Sinne des § 10 (5) AUB 61 auf eine durch den 
Unfall verursachte hirnorganische Erkrankung des Nervensy­
stems zurückzuführen seien. Diese Frage lasse sich nicht 
ohne Berücksichtigung der besonderen Ausgestaltung der Be­
weisführung des § 10 (5) AUB 61 beantworten. Danach genüge 
es für die Ersatzpflicht der Beklagten nicht, wenn die im 
Anschluß an den Unfall aufgetretenen psychischen Störungen 
den Unfall lediglich zum "Auslöser" gehabt hätten. Vielmehr 
müsse der Unfall diese Störungen in Form einer hirnorgani­
schen Erkrankung des Nervensystems herbeigeführt haben, wo­
für der Versicherungsnehmer beweispflichtig sei. Diesen Be­
weis habe der Kläger nicht geführt.

Damit hat das Berufungsgericht eine Beweislastent­
scheidung getroffen, zu der es weiter ausführt: Es foxge 
dem gerichtlich bestellten Sachverständigen darin, daß bei 
dem Kläger mit großer Wahrscheinlichkeit keine reaktive, 
sondern eine endogene Depression vorliege; der Unfall vom 
14. April 1986 sei zwar durchaus als Auslöser zu diskutie­
ren, ohne daß sich allerdings eine eindeutige Antwort geben 
lasse. Eine hirnorganische Schädigung als Ursache der De­
pression sei nahezu ausgeschlossen, denn umgekehrt wie bei 
einem Hirntrauma hätten anfangs Kopfschmerzbeschwerden aus­
schließlich im Vordergrund gestanden. Das jetzige psychopa- 
thologische Bild habe sich in diesem Ausmaß nach dem Trauma 
erst entwickelt. Gegen eine unfallbedingte Hirnschädigung 
spreche weiter, daß sich die Symptome der depressiven Ver­
stimmung über sieben Jahre hinweg nicht abgeschwächt hät-
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ten. Die testpsychologisch ermittelten hirnorganischen Ein­
schränkungen der Leistungsfähigkeit des Klägers besagten 
nach Ansicht des Sachverständigen nur etwas über den "Ist- 
zustand", ohne Rückschlüsse zu ermöglichen, was vorher ge­
wesen sei.

3. Die Annahme des Berufungsgerichts, im Rahmen des 
§ 10 (5) AUB 61 treffe den Versicherungsnehmer und nicht 
den Versicherer die Beweislast, ist unzutreffend.

a) Wer die Beweislast trägt, wenn zwischen Versiche­
rungsnehmer und Unfallversicherer streitig ist, ob die Tat­
bestandsvoraussetzungen des § 10 (5) AUB 61 gegeben sind 
oder nicht - einer Klausel, die die Versicherer unter die 
Paragraphenüberschrift "Einschränkung der Leistungspflicht" 
gestellt haben -, wird im Schrifttum und in der Rechtspre­
chung der Oberlandesgerichte kontrovers behandelt.

Für die Beweislast des Versicherungsnehmers haben sich 
u.a. ausgesprochen OLG Hamburg in VersR 1990, 513 und OLG 
Hamm in VersR 1993, 175; Wagner in Bruck/Möller/Wagner, W G  
8. Auf1. Bd. VI 1 G 262; Knappmann in Prölss/Martin, W G  
25. Auf1. S. 2095, Anm. 5 a.E. zu § 10 AUB; Wussow/Pürck- 
hauer, AUB 5. Aufl. Anm. 6 zu § 10; Grimm, AUB Anm. 17 zu 
§ 10; für die Beweislast des Versicherers sind eingetreten 
OLG Hamm in VersR 1984, 755 und OLG Nürnberg in VersR 1991, 
536, ferner wohl Martin in Prölss/Martin, W G  24. Aufl.
S. 1531 Anm. 5 zu § 10 und unmißverständlich in der 
23. Aufl., S. 1268 Anm, 5 zu § 10.
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b) Gegenüber den in der Rechtsprechung der Oberlandes­
gerichte gewählten Lösungsansätzen ist einzuwenden:

Bei der Annahme einer Beweislastverteilung zwischen 
Versicherungsnehmer und Versicherer bezüglich der Tatbe­
standsmerkmale des § 10 (5) AUB 61 (so das OLG Hamburg aaO) 
wird übersehen, daß gemäß §§ 1, 2 und 8 AUB 61 eine Invali- 
ditätsentschädigung auch dann zugesagt ist, wenn Zwischen­
ursache eine psychische oder nervöse Störung gewesen ist, 
und daß der Versicherungsnehmer die von dem plötzlich auf 
seinen Körper einwirkenden Ereignis bis zur Invalidität 
führende Kausalkette gemäß §§ 1, 2 und 8 AUB 61 nachzuwei­
sen hat (in der eine psychische Einwirkung als Unfallfolge 
den Anspruch eben nicht beeinträchtigt. Vielmehr schränkt 
erst § 10 (5) AUB 61 die Leistungspflicht ein) .

Daß die Versicherer für etwas nicht einstehen wollen, 
besagt noch nichts über die sich aus ihrem Klauselwerk er­
gebende Beweislastverteilung. Sie haben in § 10 (5) AUB 61 
darauf abgestellt, daß die psychischen Störungen auf eine 
unfallbedingt entstandene organische Erkrankung des Nerven­
systems zurückzuführen sein müssen. Aus dem gewählten Wort 
"zurückzuführen" scheint das OLG Hamm aaO (s. dazu auch 
VersR 1989, 1142 und 1991, 414) und ihm folgend das OLG 
Hamburg aaO herleiten zu wollen, daß im Rahmen des § 10 (5) 
AUB 61 nicht auf den allgemein im Zivilrecht geltenden ad­
äquaten Kausalzusammenhang abzustellen sei, es demnach ins­
besondere nicht ausreiche, daß eine organische Erkrankung 
des Nervensystems lediglich mitwirkende Zwischenursache ge­
wesen sei. Dies trifft indes nicht zu (s. dazu unter 4 b).



9

c) Wagner aaO G 258ff. bezeichnet § 10 (5) AUB 61 als 
Ausschlußtatbestand (so auch Senatsurteil vom 28. Juni 1972 
- IV ZR 51/71 - VersR 1972, 927 unter II) und weist zu­
nächst darauf hin, daß dieser sich unter der Überschrift 
"Einschränkungen der Leistungspflicht" finde. Aus der Sicht 
des Versicherungsnehmers erscheine § 10 (5) AUB 61 auch 
sachlich als Ausschluß, der an das allgemeine Haftungsrecht 
anknüpfe und damit das Erfordernis der adäquaten Kausali­
tät. Trotzdem vertritt.er die Ansicht, der als allgemein 
geltend zitierte Satz, daß der Unfallversicherer die Vor­
aussetzungen eines Ausschlußtatbestandes dartun und bewei­
sen müsse, gelte für den in § 10 (5) AUB 61 enthaltenen 
Ausschluß nicht: Da der Versicherungsnehmer als Anspruch­
steller nicht nur das Vorliegen einer beliebigen, sondern 
einer im Sinne des § 8 AUB relevanten Gesundheitsbeschädi­
gung beweisen müsse, obliege ihm im Hinblick auf § 10 (5) 
AUB auch der Beweis dafür, daß die Gesundheitsbeschädigung 
in einer organischen Erkrankung des Nervensystems bestehe. 
Diese Ausnahme von der Beweislast bei Ausschlußtatbeständen 
erklärt er weiter aus dem Umstand, daß der "Ausschluß" des 
§ 10 (5) AUB methodologisch gleichwertig als (negative) 
Klarstellung oder als Ausschlußtatbestand (auf der Ebene 
der haftungsausfüllenden Kausalität) gedeutet werden könne. 
Die Beweislastverteilung ergebe sich daraus, daß § 10 (5) 
AUB 61 der Sache nach eine Erläuterung zum Tatbestandsmerk­
mal "Gesundheitsbeschädigung des Unfallbegriffes in § 2 (1) 
AUB" enthalte. Diese Feststellung sei zwar selbst das Er­
gebnis einer Wertung, entspreche jedoch dem Zweck der Un­
fallversicherung .
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4. a) Daß eine Beweislast des Versicherungsnehmers 
- über die §§ 1, 2 und 8 AUB 61 hinaus - nicht auch noch 
für § 10 (5) AUB 61 in Betracht kommen kann, machen gerade 
diese Ausführungen deutlich. Gemäß der seit langem gefe­
stigten Rechtsprechung des Senates zur Auslegung von Versi­
cherungsbedingungen sind Zweck- und Zielvorstellungen der 
Versicherer nur dann und nur insoweit für die Auslegung ei­
nes Klauselwerkes von Bedeutung, wenn und wie sie in ihm 
einen für die angesprochenen Versicherungsnehmer erkennba­
ren Ausdruck gefunden haben (s. z.B. Senatsurteil vom 
18. Dezember 1991 - IV ZR 204/90 - VersR 1992, 349 unter 
3 a m.w.N.). Deren Verständnismöglichkeiten sind für die 
Auslegung von Versicherungsbedingungen maßgeblich. Wie auch 
Wagner letztlich einräumt, kann es sich bei § 10 (5) AUB 61 
der Sache nach nur um eine Einschränkung des zunächst auch 
für die Invaliditätsfälle gegebenen Leistungsversprechens 
gemäß §§ 1, 2 und 8 AUB 61 handeln, in denen eines der 
Glieder der Kausalkette eine psychische Einwirkung in Form 
psychischer oder nervöser Störungen ist. Gäbe es § 10 (5) 
AUB 61 nicht, so hätten die Unfallversicherer gemäß §§ 1, 2 
und 8 AUB 61 auch für die Invaliditätsfälle einzutreten, in 
denen die dauernde Beeinträchtigung der Arbeitsfähigkeit 
des Versicherten adäquat kausal auf eine unfallbedingt ent­
standene psychische Störung zurückgeht, die ihrerseits kei­
ne organische Hirnschädigung zur Ursache hat. Damit wird 
deutlich, daß § 10 (5) AUB 61 nicht etwa nur wegen seiner 
Stellung im Klauselwerk, sondern - und dies ist ausschlag­
gebend - von seinem sachlichen Gehalt her, keine Klarstel­
lungswirkung bezüglich des Leistungsversprechens, das unan­
getastet bliebe, zukommt, sondern eine einschränkende Be­
deutung.
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Der Versicherer, der nur für Unfallfolgen bestimmter 
Beschaffenheit einstehen und dem Anspruchsteller die Be­
weislast für so geartete Unfallfolgen umfassend aufbürden 
will, muß sein Leistungsversprechen von Anfang an entspre­
chend begrenzt fassen, und zwar unmißverständlich. Geht er 
den Weg, den die Versicherer mit den AUB 61 gewählt haben, 
daß nämlich das Leistungsversprechen zunächst auch psychi­
sche Störungen als Zwischenursache schlechthin, nämlich als 
Unfallfolge (§ 2 (3b) mit Satz 2 AUB 61) umfaßt, so stellen 
Einschränkungen dieses Leistungsversprechens Ausschlüsse 
dar. Sie stehen zur Beweislast des Versicherers.

b) § 10 (5) AUB 61 ist auch nicht so gefaßt, daß für 
die von ihm angesprochenen Versicherungsnehmer, Laien auf 
juristischem, insbesondere versicherungsrechtlichem Gebiet, 
erkennbar würde, der Leistungsausschluß solle bereits dann 
gelten, wenn die unfallbedingt entstandene organische Er­
krankung des Nervensystems nicht die alleinige Invalidi­
tätsursache sei. Es fehlt nicht nur das für eine entspre­
chende Klarstellung unerläßliche Wort "ausschließlich" vor 
den Worten "auf eine durch den Unfall verursachte organi­
sche Erkrankung des Nervensystems". Es heißt vielmehr gera­
de "wenn und soweit die Störungen auf ... zurückzuführen 
sind". Das aber macht nur Sinn, wenn Mitursächlichkeit aus­
reichend ist.

5. Damit hat die Beweislastentscheidung des Berufungs­
gerichts keinen Bestand. Bei der neuerlichen Prüfung des 
Anspruches wird zu berücksichtigen sein, daß die Parteien 
die Dreijahresfrist des § 13 (3) a AUB 61 ungenutzt haben 
verstreichen lassen und der Kläger sich nur ohne Anerken-



nung einer Rechtspflicht einer späteren Begutachtung unter­
zogen hat. Damit erlangen die Grundsätze Bedeutung, die der 
Senat in seinem Urteil vom 4. Mai 1994 - IV ZR 192/93 - 
VersR 1994, 971 entwickelt hat.

Dr. Schmitz Dr. Zopfs Dr. Ritter

Terno Seiffert
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